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Drucksache FV/1953 


Schriftlidier Beridit 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

— Drucksache IV/1897 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schlee 


Am 13. März 1963 verabschiedete der Deutsche 
Bundestag den Gesetzentwurf zur Einschränkung 
des § 7 b EStG, wodurch zur Dämpfung der Bau- 
konjunktur bis zum 31. März 1964 die Anwendung 
des § 7 b EStG für den Mietwohnungsbau aus- 
geschlossen wurde und nur noch für Eigenheime, 
Eigentumswohnungen etc. galt. Gleichzeitig beauf- 
tragte der Bundestag die Bundesregierung, 

„bis 31. Mai 1963 den Entwurf einer Neuregelung 
der Absetzungen für Abnutzung bei Gebäuden 
vorzulegen, die so gestaltet sein soll, daß sie 
unter Ablösung der bisherigen Vorschriften des 
§ 7 b EStG als Dauerlösung angesehen werden 
kann; dabei sind die Gesichtspunkte der Woh- 
nungspolitik und Raumordnung zu berücksich- 
tigen. Die Neuregelung soll auch für Gebäude gel- 
ten, die durch die Suspendierung des alten § 7 b 
EStG betroffen werden. 

Die derzeitig bei Wohngebäuden im allgemeinen 
zugrunde gelegte Nutzungsdauer von 100 Jahren 
erscheint nicht mehr zeitgemäß und sollte durch 
eine Nutzungsdauer von etwa 50 Jahren ersetzt 
werden. Auch eine lineare Absetzung wird den 
tatsächlichen Verhältnissen nicht gerecht. Deshalb 
sollte die Neuregelung auch eine degressive Ab- 
schreibung zulassen." 

Diesen Auftrag hat die Bundesregierung nicht 
rechtzeitig erfüllt. Ihr Gesetzentwurf zur Neurege- 
lung dei Absetzungen für Abnutzung bei Gebäuden 
wurde dem Bundesrat erst am 7. Februar 1964 zu- 
geleitet 

Da allgemeines Einvernehmen dahin gehend be- 
stand, daß der § 7b EStG nach dem 31. März 1964 
nicht wieder im alten Umfang in Kraft treten sollte, 


ergriffen Mitglieder des Bundestages die Initiative. 
Unter Drucksache IV/1892 legten die Abgeordneten 
Dr. Hesberg und Genossen einen Gesetzentwurf 
vor, der praktisch mit demjenigen der Bundesregie- 
rung identiscii ist. Er bezweckt, die teilweise Sus- 
pendierung des § 7b EStG bis zum 31. Dezember 
1964 zu verlängern und ab 1. Januar 1965 einen 
neuen § 7 b EStG als besondere Vergünstigungsvor- 
schrift zu schaffen. Für Eigenheime etc. und Miet- 
wohnungsbauten bis zu einer bestimmten Höchst- 
grenze der Herstellungskosten sollen private Bau- 
herren Sonderabschreibungen von jährlich 5Vo in 
den ersten 8 Jahren, danach jährlich 2 V 2 Vo des Rest- 
werts in Anspruch nehmen können. Die normale 
Abschreibung des § 7 EStG für Gebäude soll rück- 
wirkend ab 1963 2 ®/o p. a. betragen. 

Anknüpfend an den Teil der Entschließung, der 
auch für Gebäude degressive Abschreibungen in Be- 
tracht gezogen haben wollte, schlugen die Abgeord- 
neten Dr. Schmidt (Wuppertal) und Genossen in 
Drucksache IV/1894 vor, künftig bei Gebäuden von 
einer Lebensdauer von 40 Jahren auszugehen und 
entweder eine lineare Abschreibung von 2^/2 Vo oder 
aber eine degressive Staffel von 10 X 4, 10 X 3, 
10 X 2, 10 X 1 vorzusehen. 

Schließlich beantragte die Fraktion der SPD unter 
Drucksache IV/1897, die Sachentscheidung über die 
Abschreibung bei Gebäuden einstweilen noch aus- 
zusetzen und zunächst die teilweise Suspendierung 
des § 7b EStG bis zum 31. Dezember 1964 zu ver- 
längern. Ihres Erachtens stellt die Neuregelung der 
Abschreibung bei Gebäuden den Gesetzgeber vor 
zahlreiche und sehr diffizile Fragen, so daß eine 
gründliche Überprüfung des gesamten Fragenkom- 
plexes zeitlich gewährleistet werden müsse. 
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Der Wirtsdiaftsaussdiuß und der Aussdiuß für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 
schlugen dem Finanzausschuß am 13. Februar 1964 
vor, die teilweise Suspendierung des § 7b EStG 
jetzt nur bis zum 30. Juni 1964 zu verlängern; in der 
bis zu diesem Termin verbleibenden Zeit müsse und 
könne sich der Gesetzgeber über die künftige Rege- 
lung der Abschreibung bei Gebäuden schlüssig wer- 
den; diese Neuregelung solle dann zwar erst ab 
1. Januar 1965 gelten, d. h. die Suspendierung müsse 
erneut, und zwar bis zum 31. Dezember 1964, ver- 
längert werden; die Bauherren könnten jedoch in 


der zweiten Jahreshälfte 1964 bereits in der Kalku- 
lation ihrer für 1965 geplanten Gebäude die künf- 
tige Abschreibungsregelung berücksichtigen; daß 
sich der Gesetzgeber selbst eine Frist zur Beschluß- 
fassung über die fällige Neuregelung setze, sei im 
Interesse der Steuerpflichtigen geboten. 

Diesen Überlegungen hat die Mehrheit des 
Finanzausschusses am 13. Februar 1964 beigepflich- 
tet. Namens des Finanzausschusses bitte ich daher 
das Hohe Haus, dem Gesetzentwurf in der vom 
Finanzausschuß vorgeschlagenen Fassung zuzustim- 
men. 


Bonn, den 18. Februar 1964 


Sdilee 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1897 — mit der 

Maßgabe, daß 

1. in Artikel 1 Nrn. 1 und 2 die Worte „1. Januar 
1965" durch die Worte „1. Juli 1964" ersetzt 
werden, 

2. in Artikel 3 hinter dem Wort „am" die Worte 
„Tage nach seiner Verkündung" eingefügt 
werden, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 18. Februar 1964 


Der Finanzausschuß 


Dr* Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Schlee 

Berichterstatter 



